
zu gefährden. Auch wenn er diese zusätzlichen Auf­
gaben von sich aus übernimmt, niuß er~um ihre ordent­
liche Erledigung besorgt sein. Wer in einer kompli­
zierten Situation, die sofortiges Handeln erfordert, sich 
— sofern er eine Fahrerlaubnis hat — an das Lenkrad 
eines betriebseigenen Pkw setzt, um diesen zu fahren, 
muß dann auch so sorgfältig und umsichtig fahren, wie 
das die Straßenverkehrsordnung von jedem Verkehrs­
teilnehmer fordert. Verletzt er diese Pflichten-, dann 
verletzt er auch diese zusätzlichen Arbeitspflichten 
gegenüber seinem Betrieb. Dabei ist darauf hinzuwei­
sen, daß es ohnehin gemäß § 106 Abs. 2 Buchst, b GBA 
die Pflicht jedes Werktätigen ist, das sozialistische 
Eigentum zu mehren und es vor Beschädigung und Ver­
lust zu schützen. Auch aus dieser gesetzlichen Vor­
schrift resultierte die Verpflichtung des Verklagten, 
sorgsam mit dem betriebseigenen Pkw umzugehen.
Der Verklagte hat also fahrlässig Arbeitspflichten ver­
letzt und dadurch fahrlässig- den genannten Schaden 
herbeigeführt. Die Feststellungen der Volkspolizei sind 
zutreffend, daß ein Fall der unbewußten Fahrlässigkeit 
vorliegt. Der Verklagte ist daher gemäß §113 Abs. 1 
GBA'dem Kläger gegenüber materiell verantwortlich. 
Die Tatsache, daß der Verklagte bereits eine Ordnungs­
strafe erhielt, ändert an dieser Feststellung nichts. 
Zwar hätte die Volkspolizei gemäß § 31 Abs. 1 und 
2 OWG diese Sache der Konfliktkommission über­
geben können, damit sowohl die Ordnungswidrigkeit 
als auch die arbeitsrechtliche materielle Verantwort­
lichkeit durch ein Organ, nämlich die Konfliktkommis­
sion, einheitlich hätte beurteilt werden können. Es ist 
aber nicht unzulässig, daß ein Verkehrsrechtsverletzer 
durch die Volkspolizei wegen der Ordnungswidrigkeit 
und durch seinen Betrieb arbeitsrechtlich materiell 
verantwortlich gemacht wird. Eine unangemessene 
Häufung von verschiedenen Verantwortlichkeiten sollte 
jedoch vermieden werden, da diese den Erziehungs­
zweck nicht fördert, sondern ihm eher schadet.
Mit Recht hat der gemäß §3 AGO mitwirkende Ver­
treter der Gewerkschaft darauf hingewiesen, daß hier- 
zugunsten des Verklagten weitgehend bei der Schaden­
ersatzverpflichtung im Rahmen des § 113 Abs. 1 GBA 
zu differenzieren ist, Der Verklagte hatte bisher noch 
keinen Verkehrsunfall verursacht. Im Betrieb leistet er 
eine verantwortungsbewußte Arbeit. Um seinen Dienst­
auftrag termingerecht zu erfüllen, fuhr er selbst den 
Pkw. Mag sich auch hinterher herausgestellt haben, daß 
er für das Führen eines Pkw bei Glätte nur eine ge­
ringe Fahrpraxis besaß, so ändert das nichts an der 
Tatsache, daß es im Grunde Verantwortungsbewußtsein 
gegenüber seinem Betrieb war, was ihn zu diesem 
Schritt veranlaßte. Sein Verschulden und auch seine 
Pflichtverletzung sind gering; die Schadenshöhe ist al­
lerdings beträchtlich. Nach Prüfung aller Umstände 
hält der Senat es für gerechtfertigt, soweit zu diffe­
renzieren, daß eine Schadenersatzverpflichtung des 
Verklagten gegenüber dem Kläger nur in Höhe von 
250 M ausgesprochen wurde.

Berichtigungen
Das Verkündungsdatum des in NJ 1971 S. 213 veröffent­
lichten Urteils des BG Karl-Marx-Stadt 6 BF 158/69 muß rich­
tig lauten: 22. September 1970
In dem Beitrag von Hartmann in NJ 1971 S. 325 ff. muß es 
auf S. 326, linke Spalte, 7. Zeile von oben richtig heißen: 
.. .stadtwirtschaftlicher Betriebe ...

D. Red.
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